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TOP 4.4 
Deutsche Position zum geplanten 4. Europäischen Aktionsprogramm für die 
Verkehrssicherheit 
 
 

1. Ausgangslage: 

Die Europäische Kommission (KOM) beabsichtigt, ein 4. Aktionsprogramm für die 

Straßenverkehrssicherheit auszuarbeiten, das das 3. Aktionsprogramm (Laufzeit bis 

2010) ablöst. Ziel der Kommission ist es, einen Fahrplan für die kommende Dekade 

zu entwickeln, der als Richtschnur für weitere Aktionen und Maßnahmen zur Verbes-

serung der Sicherheit auf Europas Straßen dient. Vor allem ist davon auszugehen,  

dass das Aktionsprogramm – wie schon das letzte Programm – die Grundlage für  

gesetzgeberische Initiativen auf europäischer Ebene schafft. 

 

2. Position des BMVBS 

Verkehrssicherheitsarbeit kann in einem zusammenwachsenden Europa nicht an den 

Ländergrenzen halt machen. Als Transitland Nr. 1 in Europa und als Land mit hoher 

Verkehrsdichte ist Deutschland an einem gemeinschaftlichen Engagement sehr inte-

ressiert. Das BMVBS will deshalb die Arbeiten der KOM am 4. Verkehrssicherheits-

programm aktiv begleiten. Insbesondere sollen eigene deutsche Vorstellungen zur 

gemeinsamen Verkehrssicherheitsarbeit übermittelt werden, um den Prozess der 

Erarbeitung des Aktionsprogramms von vornherein mit gestalten zu können. 

 

Das BMVBS hat nach Erörterungen mit der Bundesanstalt für Straßenwesen und  

Konsultationen mit dem Deutschen Verkehrssicherheitsrat, Vertretern der Bundes-

länder und der Wirtschaft sowie Verbänden und Vereinen ein Maßnahmenpaket er-

arbeitet, das die drei zentralen Bereiche – Mensch, Infrastruktur und Technik – ab-

deckt (siehe Anlage). 

 



Die Überlegungen im Maßnahmenpapier konzentrieren sich dabei auf den letztge-

nannten Bereich Technik, ohne die beiden erst genannten Felder zu vernachlässi-

gen. Bei der Fahrzeugtechnik handelt es sich um den Sachbereich, bei dem auf-

grund des erreichten Harmonisierungsgrades weitere Verbesserungen hauptsächlich 

auf europäischer Ebene erreichbar sind. In den beiden erstgenannten Bereichen sind 

stattdessen vor allem nationale Anstrengungen geboten, die nicht auf die europäi-

sche Ebene gehoben werden müssen. Diese werden in Deutschland im nationalen 

Verkehrssicherheitsprogramm vorangetrieben. 

 

 



 
4. Aktionsprogramm für die Straßenverkehrssicherheit der EG-Kommission 
- Positionspapier des BMVBS  
 
Vorbemerkung für die nationale Diskussion 
Verkehrssicherheitsarbeit kann in einem zusammenwachsenden Europa nicht an den 
Ländergrenzen halt machen. Als Transitland Nr. 1 in Europa und als Land mit hoher 
Verkehrsdichte ist Deutschland an einem gemeinschaftlichen Engagement sehr interessiert. 
Das BMVBS will deshalb die Arbeiten der Europäischen Kommission am 4. 
Verkehrssicherheitsprogramm aktiv begleiten.  
 
Das BMVBS hat nach Erörterungen mit der Bundesanstalt für Straßenwesen und 
Konsultationen mit dem Deutschen Verkehrssicherheitsrat, den Bundesländern, 
Wirtschaftsvertretern sowie Verbänden und Vereinen ein Maßnahmenpaket erarbeitet, dem 
folgende Kriterien zu Grunde gelegt wurden: 
- Ausgewählt wurden Maßnahmen, deren Ergreifen auf europäischer Ebene im 

Vergleich zu rein nationalen Maßnahmen einen Gewinn auch für die 
Verkehrssicherheit in Deutschland erwarten lassen. In Betracht kommen außerdem in 
Deutschland bereits erfolgreich praktizierte Maßnahmen, bei denen aufgrund der 
gesammelten Erfahrungen eine europaweite Anwendung eine deutliche Senkung der 
Unfallzahlen in anderen EU-Mitgliedstaaten erwarten lässt. In Beachtung des 
Subsidiaritätsgrundsatzes wurden hingegen Vorschläge, bei denen bereits das 
Ergreifen nationaler Maßnahmen denselben positiven Effekt für die 
Verkehrssicherheit erwarten ließe, nicht in der Stellungnahme an die Europäische 
Kommission aufgegriffen. Subsidiaritätsgesichtspunkte sprechen insbesondere gegen 
konkrete Vorgaben für die Ausgestaltung der Infrastruktur, die über die bereits 
verabschiedete Infrastrukturrichtlinie hinausgehen. Gleiches gilt für europaweite 
Vorschläge zur Vereinheitlichung des Verhaltensrechts; hier ist vorrangig der 
nationale Gesetzgeber gefragt. Geeignete Vorschläge könnten aber in dem ab Sommer 
2009 zu überarbeitenden nationalen Verkehrssicherheitsprogramm aufgegriffen 
werden. 

- Vorgeschlagen werden außerdem solche Maßnahmen, bei denen eine Diskussion auf 
europäischer Ebene bereits begonnen hat und die auch aus deutscher Sicht als 
notwendig für die Erhöhung der Verkehrssicherheit in Europa angesehen werden. Hier 
ist beispielhaft das automatische Notrufsystem eCall anzuführen. Schließlich gilt es, 
bei der Erarbeitung von Maßnahmenvorschlägen einen Konsens mit Institutionen 
anzustreben, die im Bereich der Straßenverkehrssicherheit auf europäischer Ebene 
bereits aktiv sind (z.B. ETSC). Gemeinsam vorgeschlagene Maßnahmen erhöhen die 
Chance, Eingang in das 4. Aktionsprogramm der EG-Kommission zu finden.  

- Die Aufnahme in den Katalog der Vorschläge erfolgte schließlich unter dem 
Gesichtspunkt, ob der EG-Vertrag eine ausreichende Rechtsgrundlage darstellen 
würde. Das ist zu bejahen, wenn entweder auf die Ermächtigungsgrundlage für 
Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit (Art. 71 Abs. 1 Buchstabe c) 
oder zur Gewährleistung von Wettbewerbsgleichheit (insb. Art 95 AG-Vertrag) 
zurückgegriffen werden kann.. 

 
 
 
 
 
 
 

Anlage zum Bericht zu TOP 4.4



Mitteilung an die Europäische Kommission 
 
Allgemeines 
Die Bundesregierung begrüßt das Vorhaben der Europäischen Kommission, ein 4. 
Aktionsprogramm für die Verkehrssicherheit zu erarbeiten und möchte anhand eines 
Positionspapiers die Arbeiten am Aktionsprogramm aktiv begleiten.  
 
Die Verbesserung der Straßenverkehrssicherheit basiert auf Maßnahmen, die sich auf drei 
Säulen stützen. Dies sind die Beeinflussung des menschlichen Verhaltens, die 
sicherheitsorientierte Gestaltung der Infrastruktur und die Sicherheitsverbesserung durch 
Fahrzeugtechnik.  
 
Die nachfolgenden Überlegungen konzentrieren sich auf den letztgenannten Bereich, ohne die 
beiden erst genannten Bereiche zu vernachlässigen. Bei der Fahrzeugtechnik handelt es sich 
aus deutscher Sicht um den Sachbereich, bei dem aufgrund des erreichten 
Harmonisierungsgrades weitere Verbesserungen hauptsächlich auf europäischer Ebene 
erreichbar sind. In den beiden erst genannten Bereichen sind stattdessen vor allem nationale 
Anstrengungen geboten, hier gilt es den Grundsatz der Subsidiarität zu berücksichtigen. 
Geeignete Maßnahmen werden auch in Deutschland im nationalen 
Verkehrssicherheitsprogramm aufgegriffen. 
 
Deutschland hält die Aufnahme eines quantitativen Zieles im Hinblick auf die Reduktion der 
Zahl der Verkehrstoten auf Europas Straßen auch für das neue Aktionsprogramm für sinnvoll. 
Wichtig ist, dass die quantitative Zielvorgabe in einem bestimmten zeitlichen Rahmen (hier 
für die Dauer des 4. Aktionsprogramms) erreicht werden kann. Eine weitere Reduktion der 
Anzahl der Getöteten um 40 % in ganz Europa erscheint in den nächsten 10 Jahren ambitiös 
aber gleichwohl erreichbar, wenn die nachfolgend vorgeschlagenen Maßnahmen ergriffen 
werden. Deutschland hat hier in den vergangenen Jahren positiv sichtbare Erfolge erzielt. Die 
Zielbestimmung sollte sich aber nicht auf die Anzahl der Getöteten beschränken, sondern 
auch die Anzahl der Schwerstverletzten einbeziehen. Auch insoweit wären die nachstehenden 
Maßnahmen ein wichtiger Beitrag. Schließlich wird vorgeschlagen, dem Programm eine 
Vision voranzustellen. Sie könnte aus deutscher Sicht wie folgt umschrieben werden: 
 
„Die Verkehrssicherheit ist jetzt und in Zukunft ein Recht und eine Pflicht für alle.“ 
 
Maßnahmenbereich Fahrzeugtechnik und Fahrzeuggestaltung 
Die Bundesregierung begrüßt das Engagement der Europäischen Kommission, die mit der 
eSafety-Initiative die Entwicklung und Markteinführung moderner Fahrerassistenzsysteme 
vorantreiben will. Im Ergebnis konnte erreicht werden, dass vor allem sicherheitsfördernde 
Systeme bis zur Markt- oder Serienreife entwickelt und am Markt auch eingeführt worden 
sind. Aus deutscher Sicht ist bislang die Marktdurchdringung aber noch nicht ausreichend. 
Mit einer deutlichen Erhöhung der Durchdringungsrate könnte das Unfallgeschehen 
nachhaltig positiv beeinflusst werden. Das Europäische Verkehrssicherheitsprogramm sollte 
sich deshalb in dieser Richtung engagieren, indem  

- durch Systembeschreibungen und Durchführungsvorschriften zeitnah die 
Bedingungen geschaffen werden, die erforderlich sind, um die Entscheidung über die 
verbindliche Ausrüstung bestimmter Fahrzeugkategorien mit modernen 
Fahrerassistenzsystemen auch praktisch im Typgenehmigungsverfahren umsetzen zu 
können. Während für die verbindliche Ausrüstung aller Kfz mit ESC die rechtlichen 
Voraussetzungen bereits vorliegen, besteht insbesondere für vorausschauende 
Notbremssysteme sowie Spurverlassens-Warnsysteme für LKW und Busse weiterer 
dringender Regelungsbedarf für die Durchführungsvorschriften. Für andere Systeme 



wie Blind Spot Monitoring, Hindernis- und Kollisionswarnung gilt es, Initiativen im 
Rahmen der ECE zu unterstützen und schnelle Entscheidungen einzufordern.  

- Bei allen Entscheidungen über die verbindliche Einführung von 
Fahrerassistenzsystemen muss die Entscheidung über die Schwerpunktsetzung anhand 
einer eingehenden Kosten-Nutzen-Analyse getroffen werden, die unter 
Berücksichtigung bestehender Preiselastizitäten im Zusammenhang mit 
Veränderungen der Realeinkommen die Auswirkungen auf die individuelle Mobilität 
und die industriepolitischen Aspekte schlüssig darstellt. Bis zum Inkrafttreten einer 
verbindlichen Einführung von Sicherheitssystemen sollten zudem finanzielle 
Anreizsysteme durch die Europäische Union die Marktdurchdringung forcieren. 

- unter besonderer Berücksichtigung des Kosten-Nutzen-Verhältnisses die  Einführung 
weiterer Sicherheitstechnologien gefördert werden, die dazu beitragen, Unfälle zu 
vermeiden und Unfallfolgen zu vermindern. Das betrifft beispielsweise die 
verbindliche Einführung von ABS für Motorräder.  

- das Thema Betriebssicherheit von LKW durch angemessene Ladungssicherung mit 
dem Ziel behandelt wird, einheitliche Regelungen auf der Grundlage der höchsten in 
den Mitgliedstaaten aufgestellten Anforderungen europaweit einzuführen und bis 
dahin das Niveau der Ladungssicherung in den Staaten, die die höchsten 
Anforderungen stellen, auch für den Transitverkehr beizubehalten. 

- für Überführungsfahrten innerhalb der Europäischen Union einheitliche technische 
Mindestvoraussetzungen festgelegt werden. Entsprechende Bestimmungen könnten im 
Zusammenhang mit der Festlegung eines europäischen Überführungskennzeichens 
erlassen werden, 

- die Einführung des automatischen Rettungsnotrufes eCall vorangetrieben wird. Hier 
ist es insbesondere erforderlich, der Industrie möglichst zügig eine einheitliche 
Übertragungstechnologie vorzugeben, damit die Rettungsdienste sich auf die 
Annahme der Notrufe einstellen können. 

- geprüft wird, inwieweit sich aus den Ergebnissen des Projektes VERONICA 
Handlungsbedarf für Unfalldatenspeicher in bestimmten gefahrgeneigten 
gewerblichen Verkehren ergeben. Während eine generelle Ausstattung von Kfz schon 
aus Gründen der Verhältnismäßigkeit und des Datenschutzes ausscheidet, könnte die 
Ausstattung von Bussen und Gefahrgut-LKW die Rechtssicherheit und die Sorgfalt 
der Kraftfahrer bei diesen Verkehrenerhöhen.   

- Maßnahmen ergriffen werden, die die Akzeptanz der neuen Technologien und damit 
die Bereitschaft zur Verwendung durch die Kfz-Nutzer erhöhen und für die 
Automobilindustrie durch einen angemessenen Rechtsrahmen langfristig Sicherheit 
bei der Vermarktung der die Sicherheit fördernden Fahrerassistenzsysteme schaffen. 
Ein prioritäres Handlungsfeld ist insoweit die europaweit einheitliche Klärung der für 
die verschiedenen Beteiligten bestehenden rechtlichen Rahmenbedingungen. 
Rechtliche Unklarheiten und rechtliche Risiken sorgen zzt. dafür, dass einerseits die 
Hersteller mit der Entwicklung und Einführung  bestimmter Systeme zögern und dass 
andererseits die potentiellen Anwender den Systemen skeptisch gegenüberstehen. Das 
von der Europäischen Kommission durchgeführte Projekt Response 3 und die während 
der deutschen Ratspräsidentschaft durchgeführte eSafety-Konferenz hatten in diesem 
Zusammenhang Vorschläge unterbreitet. Sie sollten aufgegriffen und fortentwickelt 
werden. 

 
Maßnahmenbereich verantwortungsvoller Umgang mit neuen Technologien 
Der Einzug moderner Kommunikations- und Informationssysteme in die Kraftfahrzeuge birgt 
neben großen Chancen für die Verbesserung des Verkehrsflusses und der Verkehrssicherheit 
einige bislang unbekannte Risiken. Sie können insbesondere durch Missbrauch der neuen 
Technologien entstehen. Fahrer könnten sich beispielsweise durch rechtzeitige automatische 



Warnungen  Verkehrskontrollen entziehen. Dazu gehört aber auch das Ablenken des Fahrers 
durch Bedienung der Geräte. Diesen Risiken sollte im Verkehrssicherheitsprogramm 
entgegengetreten werden, indem 
- der verabschiedete Grundsatzkatalog zur Mensch-Maschine-Schnittstelle von 

Fahrerinformations- und -kommunikationssystemen fortgeschrieben wird. Der 
Grundsatzkatalog fasst die wesentlichen Sicherheitsaspekte zusammen, die bei der 
Mensch-Maschine-Schnittstelle für On-board-Informations- und Kommunikations-
systeme zu berücksichtigen sind. Anzustreben sind Lösungen, die eine möglichst 
umfassende Anwendung sicherstellen, z. B. wirksame Selbstverpflichtungs-
erklärungen der verschiedenen Hersteller. Sollten diese nicht ausreichend beachtet 
werden, könnten in bestimmten Kernbereichen, z. B. bei erhöhten Unfallgefahren 
durch unzulängliche Vorkehrungen bei der Anbringung der Systeme im Kfz, auch 
rechtsverbindliche Regelungen erwogen werden. 

- Vorgaben zum Schutz vor Fehlgebrauch, Missbrauch und Manipulation bei 
elektronischen Systemen und Kommunikationsnetzen im Straßenverkehr (eSecurity) 
erarbeitet und eingeführt werden. Elektronische Systeme im Straßenverkehr können 
durch Fehlgebrauch, Missbrauch und Manipulation Gefahren in sich bergen, da z.B. 
die verkehrstechnischen Kommunikationsnetze durch drahtlose Funknetze (WLAN) 
zur Fahrzeug-Fahrzeug und Fahrzeug-Infrastruktur-Kommunikation geöffnet werden 
sollen. Solchen Gefahren für heutige und zukünftige verkehrstechnische 
Kommunikationsnetze muss übergreifend auf europäischer Ebene entgegengewirkt 
werden. 

- die Herstellung, die Einfuhr und der Vertrieb von Systemen, die Kraftfahrer vor 
Verkehrskontrollen warnen, europaweit rechtsverbindlich untersagt werden (z. B. 
Radarwarn- und Laserstörgeräte sowie Navigationssysteme mit automatischer 
Ankündigung von Verkehrskontrollen). In den meisten Mitgliedstaaten ist den 
Kraftfahrern die Verwendung solcher Geräte untersagt, sie dürfen aber verkauft 
werden, weil Verkaufsverbote in die Handelsfreiheit eingreifen würden. Ein 
europaweit wirksames Vertriebsverbot kann nur auf europäischer Ebene erlassen 
werden. 

 
Maßnahmenbereich Bessere Nutzung der Infrastruktur 
Nachdem mit der Infrastrukturrichtlinie bereits bestimmte grundlegende Anforderungen an 
die Gestaltung der Straßeninfrastruktur europaweit aufgestellt worden sind, lassen sich durch 
Austausch über best-practice-Erfahrungen in den Mitgliedstaaten sowie durch Informationen 
über den Status der Nutzung der Infrastruktur weitere Verbesserungen bei der 
Straßenverkehrssicherheit erzielen. Solche Informationen geben dem Kraftfahrer die 
Möglichkeit, sich rechtzeitig auf gefährliche Verkehrssituationen einzustellen und ggf.  
gefährliche Verkehrsstaus, die immer wieder Auffahrunfälle provozieren, zu vermeiden. Das 
Verkehrssicherheitsprogramm sollte sich in diesem Sinne dafür einsetzen, dass 
- sicherheitsrelevante Verkehrsinformationen dem Endnutzer ohne zusätzliches Entgelt 

im Rahmen eines Verkehrsinformationsdienstes (RTTI) bereitgestellt werden.  
Die Festlegung des Umfanges der sicherheitsrelevanten Verkehrsinformationen muss 
auf europäischer Ebene diskutiert und festgelegt werden. 

- der Aufbau von Verkehrsbeeinflussungsanlagen auf dem Transeuropäischen 
Verkehrsnetz durch europäische Programme gefördert wird. In Deutschland konnte 
mit der Einrichtung solcher Anlagen das Verkehrsgeschehen auf den hoch belasteten 
Autobahnen positiv beeinflusst werden. Eine europäische Förderung würde aufgrund 
dieser Erfahrungen merklich zur Verbesserung der Verkehrssicherheit beitragen. 

- wesentliche Themenfelder wie beispielsweise die Verbesserung der 
Landstraßensicherheit benannt werden, um den „best practice“-Prozess in allen 27 
EU-Staaten maßgebend voranzutreiben. Weiterhin sollten Maßnahmenfelder bzw. 



Schwerpunktbereiche benannt werden, die für einen Erfahrungs- und 
Informationsaustausch im Sinne von „best practice“ zentral sind. Dies betrifft 
insbesondere: 

- Bewertung des Sicherheitseffekts baulicher Maßnahmen, 
- Sicherheitsaudits, 
- Verbesserung der Sicherheit im bestehenden Straßennetz, 
- Sicherheitsüberprüfungen. 

 
 
Maßnahmenbereich Mensch 
Ein weiterer wichtiger Eckpfeiler der Verkehrssicherheitsarbeit ist die Arbeit mit Zielgruppen.  
Bei der Gruppe der jungen Fahrer stellt sich ein ganz besonderes Verkehrssicherheitsproblem. 
Junge Fahrer im Alter von 18 bis 24 Jahren verunglücken überproportional häufig im 
Straßenverkehr. Gründe für das höhere Unfallrisiko sind beispielsweise die Überschätzung 
der eigenen Fähigkeiten, mangelnde Erfahrungen und eine höhere Risikobereitschaft. Gerade 
in Verbindung mit Alkohol oder Drogen führt dies zu einem gefährlichen Risiko-Mix. 
 
Aufgrund der demografischen Entwicklung ist ein weiteres wichtiges Ziel, die sichere 
Teilnahme von Senioren am Straßenverkehr zu fördern. Die individuelle Mobilität sollte so 
lange wie möglich erhalten bleiben. 
 
Schließlich rückt die Gruppe der Berufskraftfahrer mit den zunehmenden Verkehrsleistungen 
im Straßengüterverkehr stärker in den Focus der Verkehrssicherheitsarbeit. Es geht dabei 
weniger um neue legislative Initiativen, vielmehr ist die koordinierte Durchsetzung der 
bestehenden Sozialvorschriften innerhalb der EU erforderlich.  
 
Das Europäische Verkehrssicherheitsprogramm sollte sich deshalb dafür engagieren,  

- das begleitete Fahren (BF) ab 17 zu fördern. Dies soll den jungen Menschen eine 
bessere Vorbereitung auf die Herausforderungen des Straßenverkehrs ermöglichen. In 
Deutschland besteht die Möglichkeit hierzu bereits. Erste Zwischenergebnisse aus den 
laufenden Evaluationsarbeiten in Deutschland lassen einen positiven Effekt erkennen. 
Personen, die auf herkömmliche Weise ihre Fahrerlaubnis erwarben, zeigten in den 
ersten drei Monaten des selbständigen Fahrens eine 1,3-fach höhere 
Unfallverwicklung und eine 1,2-fach höhere Belastung mit Verkehrsdelikten als 
BF17-Absolventen. 

- einen grenzüberschreitenden best-practice-Erfahrungsaustausch zu initiieren, um die 
Möglichkeiten des Nachweises von Fahrten unter dem Einfluss berauschender Mittel 
zu verbessern. Die Ergebnisse aus dem derzeit laufenden EU-Projekt „DRUID“ 
(Driving under the Influence of Drugs, Alcohol and Medicines) sollten dabei als Basis 
dienen. Fahrten unter berauschenden Mitteln und Substanzen können z. B.  zu 
erhöhter Aggressivität und Selbstüberschätzung und damit im Straßenverkehr zu 
einem erhöhten Unfallrisiko führen. Aus diesem Grunde wurde im Jahr 2007 in 
Deutschland die Ahndung von Fahrten unter dem Einfluss berauschender Mittel 
ausgeweitet. Dieser Austausch könnte in den Meinungsaustausch nach der 
Empfehlung 2004/345/EG integriert werden, der ebenfalls im Interesse einer besseren 
Durchsetzung der Verkehrsregeln fortgeführt werden sollte. 

- einen best-practice-Erfahrungsaustausch über den Einfluss von Alkohol und Drogen 
auf die Fahreignung in die Wege zu leiten, der die Anforderungen der 3. EG-
Führerscheinrichtlinie an die (Wieder-)Erteilung einer Fahrerlaubnis bei Alkohol- oder 
Drogenmissbrauch berücksichtigt. . 



- Maßnahmen zu fördern, die die sichere Teilnahme von Senioren am Straßenverkehr 
ermöglichen. Da der Alternsprozess sehr individuell ist und die meisten Senioren 
vorhandene Defizite durch Erfahrung und Anpassung des Verkehrsverhaltens 
kompensieren, ist dabei eine zielgruppengerechte und persönliche Beratung von 
zentraler Bedeutung. Generalpräventive Maßnahmen dürfen schon aus 
verfassungsrechtlichen Gründen nur erwogen werden, wenn ihr Nutzen für die 
Verkehrssicherheit zweifelsfrei belegt ist. Vielmehr sollte die Rolle der Ärzte in der 
Verkehrssicherheitsberatung Älterer gestärkt werden, da sie von den Senioren als 
kompetente und vertrauenswürdige Ansprechpartner geschätzt werden. In Deutschland 
wurde für Hausärzte eine entsprechende Fortbildungsmaßnahme sowie ein Handbuch 
zur Verkehrssicherheitsberatung von Senioren entwickelt.  

- einen grenzüberschreitenden best-practice-Erfahrungsaustausch voranzutreiben, der 
effektive Maßnahmen im Bereich der Zielgruppenarbeit und der Öffentlichkeitsarbeit  
identifiziert. In Deutschland läuft zurzeit die Kampagne „Runter vom Gas“. Nicht 
angepasste oder zu hohe Geschwindigkeit insbesondere auf Landstraßen ist die 
Unfallursache Nummer eins. Fast ein Drittel aller schweren Unfälle passieren wegen 
zu hohen Tempos. Ein europäischer Erfahrungsaustausch kann die Basis für neue 
Perspektiven und Möglichkeiten in der Zielgruppen- und  Öffentlichkeitsarbeit liefern.  

- im Bereich der Berufskraftfahrer eine bessere Koordinierung der Kontrollen durch 
intensivere Zusammenarbeit der europäischen Kontrollbehörden zu fördern. Denn 
Verstöße gegen die in der EU geltenden Vorschriften zu Lenk- und Ruhezeiten 
nehmen zu. Daneben muss im Rahmen der Aus- und Weiterbildung von 
Berufskraftfahrern, aber auch in den beteiligten Unternehmen, die Einhaltung der 
Sozialvorschriften einen höheren Stellenwert bekommen.  Verkehrssicherheit sollte in 
stärkerem Umfang Bestandteil der Fahrer- und Unternehmensphilosophie werden. 
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